
1010

Als auch pädagogisch tätiger Jurist hat 
sich für mich immer wieder die Frage ge-
stellt, wie man den Stufenbau der Rechts-
ordnung, die Verfassung eines Staates und 
das Thema Grundrechte so vermitteln 
kann, dass diese Erklärung juristischen 
Qualitätsansprüchen, aber auch einer ein-
fachen und verständlichen Wissensver-
mittlung entsprechen kann. Dieser Artikel 
ist der Versuch, verständlich aufzuberei-
ten, wie die angesprochenen rechtlichen 
Themen in die Schule und den Schulalltag 
hineinwirken. Es ist ausdrücklich festzu-
halten, dass die Ausführungen die Privat-
meinung des Autors darstellen.

1. Ziele und Aufgaben der österreichi­
schen Schule – verfassungsrechtliche 
Grundlage
Eine Schule ist nach der bestehenden Aus-
legung der Rechtsbestimmungen eine Ins-
titution, deren Bildungsauftrag im Lehren 
und Lernen, also in der Vermittlung von 
Wissen und Können durch Lehrerinnen 
und Lehrer an Schülerinnen und Schüler, 
aber auch in der Wertevermittlung und in 
der Erziehung besteht. Damit unterschei-
det sich die „pädagogische Schule“ von 
der sogenannten „Fertigungsschule“, bei 
der die erzieherische Komponente gar 
nicht vorhanden ist oder so stark in den 
Hintergrund tritt, dass ihr keine wesent-
liche Bedeutung zukommt. In der Fahr-
schule z.B. steht das Erlernen des „Fah-
rens“ und das Bestehen der Fahrprüfung 
im Vordergrund, wobei erzieherische Ele-
mente dabei nachrangig sind.

Nach der Umschreibung im B-VG (Bun-
des-Verfassungsgesetz), d.h. in der „Ver-
fassung“, auf die ich später noch näher 
eingehen werde, sind Schulen Einrichtun-
gen, in denen Schüler gemeinsam nach 
einem umfassenden, festen Lehrplan un-
terrichtet werden und im Zusammenhang 

mit der Vermittlung von allgemeinen oder 
allgemeinen und beruflichen Kenntnissen 
und Fertigkeiten ein umfassendes erziehe-
risches Ziel angestrebt wird (Art. 14 Abs. 
6 B-VG).

Welche Aufgaben die Schule jetzt kon-
kret zu erfüllen hat, die sich letztendlich 
in der Verantwortung der einzelnen Lehr-
kraft widerspiegeln, wird im Art. 14 Abs. 
5a B-VG wie folgt umschrieben:

„Demokratie, Humanität, Solidarität, Frie-
de und Gerechtigkeit sowie Offenheit 
und Toleranz gegenüber den Menschen 
sind Grundwerte der Schule, auf deren 
Grundlage sie der gesamten Bevölke-
rung, unabhängig von Herkunft, sozialer 
Lage und finanziellem Hintergrund, unter 
steter Sicherung und Weiterentwicklung 
bestmöglicher Qualität ein höchstmögli-
ches Bildungsniveau sichert. Im partner-
schaftlichen Zusammenwirken von Schü-
lern, Eltern und Lehrern ist Kindern und 
Jugendlichen die bestmögliche geistige, 
seelische und körperliche Entwicklung 
zu ermöglichen, damit sie zu gesunden, 
selbstbewussten, glücklichen, leistungs-
orientierten, pflichttreuen, musischen und 
kreativen Menschen werden, die befähigt 
sind, an den sozialen, religiösen und mo-
ralischen Werten orientiert Verantwortung 
für sich selbst, Mitmenschen, Umwelt 
und nachfolgende Generationen zu über-
nehmen.“

Dazu weiters Art. 14 Abs. 5a B-VG mit 
dem Auftrag, dass „jeder Jugendliche sei-
ner Entwicklung und seinem Bildungsweg 
entsprechend zu selbständigem Urteil und 
sozialem Verständnis geführt werden soll, 
dem politischen, religiösen und weltan-
schaulichen Denken anderer aufgeschlos-
sen sein sowie befähigt werden soll, am 
Kultur- und Wirtschaftsleben Österreichs, 
Europas und der Welt teilzunehmen und 
in Freiheits- und Friedensliebe an den 
gemeinsamen Aufgaben der Menschheit 
mitzuwirken.“

Dabei ist zu berücksichtigen, dass sich 
hinter dieser Formulierung eine klassische 
Staatszielbestimmung verbirgt. Unter 

einem Staatsziel, auch Staatszielbestim-
mung oder Staatszweck genannt, versteht 
man ein in der Verfassung festgeschriebe-
nes Ziel, dass erst in konkreten staatlichen 
Handlungen (z.B. in weiteren Gesetzen 
oder Verordnungen) umzusetzen ist.

Hauptadressat einer solchen Bestimmung 
in der Verfassung ist der Staat selbst, 
besser gesagt die Staatsgewalt der Ge-
setzgebung und der Vollziehung. Diese 
haben bei ihren weiteren „Handlungen“ 
immer die angeführten Aspekte im Auge 
zu behalten und bei den weiteren Ge-
setzgebungsprozessen oder operativen 
Handlungen als Handlungsvorgabe zu 
berücksichtigen. Damit sind aber keine 
subjektiven (einklagbaren) Ansprüche von 
„Normunterworfenen“ auf eine konkrete 
Umsetzung verbunden. Es ist aber keine 
reine programmatische Norm, sondern 
hat der Staat entsprechende Umsetzungs-
normen im Wege der Gesetzgebung zu 
erlassen und auch der Staatsvollzug bei 
bestehenden Handlungs- und Ermessens-
spielräumen diese Vorgaben zu beachten.

Oberste Ebene im Stufenbau der Rechts-
ordnung ist die Verfassung (B-VG, Verfas-
sungsbestimmungen in einzelnen Geset-
zen), die die Aufgabe für die Schule sehr 
umfassend umschreibt. Nachdem die 
Gestaltung des „schulischen Lebens“ als 
konkrete Lehreraufgabe im Schulunter-
richtsgesetz (SchUG) verankert ist, wirkt 
sich diese verfassungsrechtliche Staats-
zielbestimmung letztendlich auch auf die 
Aufgabenerfüllung der konkreten Lehr-
personen aus.

2. Stufenbau der Rechtsordnung und 
die einfachgesetzliche Umschreibung 
der Aufgaben und Ziele der österrei­
chischen Schule
Im österreichischen Normengefüge stehen 
die generellen Normen (Gesetze und Ver-
ordnungen) und die individuelle Normset-
zung durch Bescheide von Verwaltungsbe-
hörden und Urteile sowie Beschlüsse von 
Gerichten, in einem Über- und Unterord-
nungsverhältnis; d.h. eine Norm auf einer 
Ebene niedrigeren Ranges darf nicht einer 
Norm höheren Ranges widersprechen.
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Dieser Ausfluss des Legalitätsprinzips 
lässt sich gut an einem Verwaltungsstraf-
bescheid als individueller Rechtsakt für 
den Empfänger erklären, der per Post 
zugestellt wird. Die Zuständigkeit der er-
lassenden Behörde muss ebenso, wie die 
inhaltlichen Vorgaben und der mögliche 
Strafrahmen, in einem übergeordneten 
Gesetz verankert sein. Jetzt nähern wir 
uns der Verfassung als oberste innerstaat-
liche Normenkategorie an. Das vollzoge-
ne Gesetz muss auf die Art und Weise und 
von der Institution, wie in der Verfassung 
vorgesehen, erlassen worden sein.

Die gesetzliche Grundlage für den Ver-
waltungsstrafbescheid, das ist die Straßen-
verkehrsordnung, muss daher durch den 
Nationalrat beschlossen worden sein. Die 
dazu vorgesehenen Abstimmungsmodali-
täten für den Gesetzesbeschluss müssen 
eingehalten worden sein, der Bundesrat 
muss mitgewirkt haben und das Gesetz 
nach Unterzeichnung durch den Bundes-
präsidenten im Bundesgesetzblatt veröf-
fentlicht worden sein.

Alle diese notwendigen Schritte für den 
Gesetzesbeschluss sind in der Bundesver-
fassung normiert. Die Verfassungsgesetze, 
insbesondere das B-VG (Bundes-Verfas-
sungsgesetz) können wir daher auch als 
„Spielregeln des österreichischen Staates“ 
bezeichnen.

Für den schulischen Bereich gibt es – ne-
ben den bereits erwähnten verfassungs-
gesetzlichen Grundlagen – eine zentrale 
(einfachgesetzliche) Bestimmung, die die 
Aufgaben der österreichischen Schule – 
ähnlich abstrahiert wie im Bundes-Verfas-
sungsgesetz – umschreibt.

§ 2 Abs. 1 Schulorganisationsgesetz 
(SchOG):
„Die österreichische Schule hat die Auf-
gabe, an der Entwicklung der Anlagen der 
Jugend nach den sittlichen, religiösen und 
sozialen Werten sowie nach den Werten 
des Wahren, Guten und Schönen durch 
einen ihrer Entwicklungsstufe und ihrem 
Bildungsweg entsprechenden Unterricht 
mitzuwirken. Sie hat die Jugend mit dem 
für das Leben und den künftigen Beruf er-
forderlichen Wissen und Können auszu-
statten und zum selbsttätigen Bildungser-
werb zu erziehen.

Die jungen Menschen sollen zu gesunden 
und gesundheitsbewussten, arbeitstüchti-
gen, pflichttreuen und verantwortungsbe-
wussten Gliedern der Gesellschaft und 
Bürgern der demokratischen und bundes-
staatlichen Republik Österreich herange-
bildet werden. Sie sollen zu selbständigem 
Urteil, sozialem Verständnis und sportlich 
aktiver Lebensweise geführt, dem po-
litischen und weltanschaulichen Den-
ken anderer aufgeschlossen sein sowie 

befähigt werden, 
am Wirt-

schafts- und 
Kulturleben 
Österreichs, 
Europas und 
der Welt An-

teil zu nehmen 
und in Freiheits- 

und Friedensliebe 
an den gemeinsamen 

Aufgaben der Mensch-
heit mitzuwirken.“

Aus diesen Formulierun-
gen können bestimmte 

Kernbotschaften abgeleitet 
werden, wie z.B. „die Entwick-

lung der Jugend hinsichtlich der sittlichen, 
religiösen und sozialen Werte und den 
Werten des Wahren, Guten und Schö-
nen.“ Hat der (Verfassungs-)Gesetzgeber 
dabei vielleicht Anleihen an den Gedan-
ken des Philosophen Platon genommen? 
Diese Überlegung wäre schon wieder fast 

einen eigenen Artikel und eine tieferge-
hende philosophische Analyse wert. 

3. Grundrechte in Österreich
In den Verfassungsbestimmungen ist bei 
„Grundrechten“ in der österreichischen 
Rechtsordnung auch von „verfassungs-
gesetzlich gewährleisteten Rechten“ die 
Rede. Die Grundrechte sind wegen der 
hohen Bedeutung im Verfassungsrang 
festgelegt, um diese durch ein erschwer-
tes Abänderungsprozedere auch stärker 
vor Änderungen abzusichern. 

Dabei hat sich die Bedeutung der Grund-
rechte in den letzten 150 Jahren generell 
stark gewandelt. Diese waren ursprünglich 
als negative Grundrechte, d.h. als Frei-
heitsrechte oder Abwehrechte, konzipiert. 
Der Staat hat den Bürgern dabei bestimm-
te Freiheiten eingeräumt und akzeptiert 
und diese Freiräume gegen staatliche Ein-
griffe geschützt und damit die Befugnisse 
und Macht des Staates eingeschränkt. 

Zu erwähnen ist dabei, dass die Republik 
Österreich 2017 den 150 Jahrestag des 
„Staatsgrundgesetzes über die allgemei-
nen Rechte der Staatsbürger für die im 
Reichsrate vertretenen Königreiche und 
Länder (StGG)“, Reichsgesetzblatt 142 
aus dem Jahr 1867 gefeiert hat. Das Staats-
grundgesetz hat dabei in wirtschaftlichen, 
persönlichen, körperlichen und geistigen 
Belangen versucht die Freiräume des 
einzelnen zu umschreiben und die Be-
fugnisse des Staates in diesen Bereichen 
einzuschränken. Damit war ursprünglich 
bei den Grundrechten keine positiv vom 
Staat zu erbringenden Leistungen inten-
diert, sondern standen die Freiheitsrechte 
der Bürger im Vordergrund. Erst im Laufe 
der Zeit hat sich die Grundrechtsthematik 
in Richtung vom Staat „positiv“ zu erbrin-
gende bzw. zu gewährleistende Versor-
gungen und Leistungen, d.h. zu sozialen 
Grundrechten, entwickelt. Dazu gehört 
auch das Recht auf Bildung.

4. Europäische Menschrechtskonven­
tion (EMRK) und die europäische und 
internationale Dimension der Grund­
rechte in Bezug auf „Schule“
Zum Thema Schule und Erziehung gibt 
es unterschiedliche völkerrechtliche und 
nationalstaatliche Vereinbarungen sowie 
legistische Vorgaben. Auf internationaler 
Ebene ist dabei an die Allgemeine Erklä-
rung der Menschenrechte 1948 und die 
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UN-Kinderrechtskonvention zu denken, 
an die Europäische Menschrechtskonven-
tion (EMRK und seine Zusatzprotokolle), 
sowie die dazu vorliegenden Entschei-
dungen der Europäischen Kommission 
für Menschenrechte und der Judikatur 
des Europäischen Gerichtshofes für Men-
schenrechte oder auch an die Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union so-
wie an das innerstaatliche Bundesverfas-
sungsgesetz über die Kinderrechte. 

Die allgemeine Bildung ist aus europa-
rechtlicher Sicht als Angelegenheit der 
Mitgliedstaaten verankert, womit sich die 
Handlungen der Europäischen Union, 
primär auf koordinierende, unterstützen-
de und die Politik der Mitgliedstaaten er-
gänzende Maßnahmen beziehen. Auf die 
Austausch- und Förderprogramme (Stich-
wort „Erasmus“) im Bildungsbereich kann 
dazu als Beispiel verwiesen werden.

Obwohl zwar keine unmittelbare Zustän-
digkeit zu den „allgemeinen Bildungsthe-
men“ bei der Europäischen Union liegt, 
sind bei der innerstaatlichen praktischen 
Anwendung die Grundfreiheiten der 
Union und das generelle Diskriminie-
rungsverbot als eine Auslegungsmaxime 
zu berücksichtigen. Den Mitgliedstaaten 
kommt dabei aber ein relativ weiter Ge-
staltungsspielraum zu. 

Um eine Bestimmung jetzt konkret her-
auszugreifen, normiert Art. 14 der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union 
fünf Kernziele, die allgemeine Bildung, 
den Zugang zu Bildungsinstitutionen, den 
unentgeltlichen Pflichtschulunterricht, 
die Möglichkeit der Gründung von Privat-
schulen, sowie die Wahrung bestimmter 
elterlicher, erzieherischer Überzeugun-
gen (Elternrechte) bei der Erziehungsar-
beit durch die Schule. 

Zu diesen Kernzielen finden sich in Art. 
14 B-VG auch die innerstaatlichen Ver-
fassungsregelungen, dass Privatschulen 
eingerichtet werden können, denen auch 
das Öffentlichkeitsrecht verliehen werden 
kann und dass ein differenziertes Schul-
wesen und die Schuldgeldfreiheit vorzu-
sehen sind. 

Das „Recht auf Bildung“, versteht dabei 
unter Bildung, die Wissensvermittlung 
und die Vermittlung theoretischer Kennt-
nisse und Fertigkeiten und die Begleitung 

der persönlichkeitsbezogenen Entwick-
lung mit dem Schwerpunkt auf die Cha-
rakter- und Persönlichkeitsbildung. Dabei 
steht der menschenzentrierte, ganzheitli-
che Vermittlungsansatz im Vordergrund. 
Wobei wir wieder beim Thema der Er-
ziehung und dem Begriff des „Wahren, 
Guten und Schönen“ und Platon gelandet 
wären.

Das Recht auf Bildung, so wie es derzeit 
als Grundrecht auf europäischer Ebene 
verbrieft ist, ist als ein Recht auf einen 
diskriminierungsfreien Zugang zur Bil-
dung zu verstehen. Die Bestimmungen 
sind so ausgerichtet, dass es eine Art Ge-
währleistungspflicht gibt, wonach zumin-
dest staatliche Schulen eingerichtet sein 
müssen. Damit wäre ein vollständiger 
Rückzug des Staates aus seiner bildungs-
politischen (schulischen) Verpflichtung 
nicht zulässig. Ein Recht auf eine ganz 
bestimmte Ausbildung, einen bestimmten 
Ausbildungszweig bzw. eine bestimmte 
Ausbildungsart besteht für den einzelnen 
damit aber nicht.

Im Bereich Erziehung-Schule finden sich 
neben den „Kerngrundrechten“ auf Bil-
dung, zahlreiche Schnittmengen zu an-
deren Grundrechten wie das Recht auf 
Achtung des Privat- und Familienlebens, 
die Gedanken-Gewissensfreiheit, Religi-
onsfreiheit, Freiheit der Kunst und Wis-
senschaft, die Berufsfreiheit, das Recht 
zu arbeiten und die unternehmerische 
Freiheit. Das Recht auf Bildung ist dabei 
so zu lesen, dass sich dieses aus einer 
gesamtheitlichen Zusammenschau dieser 
unterschiedlichen Grundrechte „zusam-
mensetzt“ und ergänzt. Eine bildungsmä-
ßige Indoktrination z.B. durch einseitig 
fokussierte und tendenzielle Unterrichts-
materialen darf daher, aus verschiedenen 
grundrechtlichen Ansätzen abgeleitet, 
nicht erfolgen.

Ebenso ist ein Mindestmaß an qualitati-
ver und quantitativer Unterrichtsleistung 
durch den Staat zu gewährleisten, die 
auch einen Einstiegs- und Intensivunter-
richt bei Sprachdefiziten – jedenfalls bei 
der Erfüllung der Schulpflicht – rechtfer-
tigen kann, wenn damit das Ziel eines 
möglichst baldigen gemeinsamen Unter-
richtes auf eine verhältnismäßige Art und 
Weise hergestellt werden kann und damit 
in Folge sicher gestellt wird, dass dem 
lehrplankonformen Unterricht (wieder) 

angemessen gefolgt werden kann.
Auch spezielle Unterrichtsformen und in-
stitutionelle und organisatorisch speziali-
sierte Einrichtungen sind durchaus zuläs-
sig, wenn diese sachlich begründbar sind 
und diese einer Prüfung der Verhältnismä-
ßigkeit der Maßnahme Stand halten.

In heterogenen Gesellschaften stellt sich 
die Frage, ob bei immer unterschiedli-
cheren Werte- und Erziehungsvorstel-
lungen die „gute Erziehung“ überhaupt 
noch umfassend umschrieben und auf 
ein allgemein anerkanntes, gemeinsames 
Fundament gestellt werden kann? Hilft 
mir dabei vielleicht wieder die verfas-
sungsmäßige Formulierung des „Wahren, 
Guten und Schönen“? Ist die „gute Erzie-
hung“ allenfalls auch messbar und will 
ich eine solche „Messung“ überhaupt?

Das Abgrenzungsthema zwischen dem 
Unterrichtsziel und dem (an einer staat-
lichen Institution) zu vermittelnden (Lehr-
plan-)Wissen und der religiösen und 
weltanschaulichen primären Erziehungs-
entscheidung und -verantwortung der 
Eltern ist eine sehr interessante und viel 
Diskussionspotential beinhaltende The-
matik. Dazu folgen auch noch später ei-
nige Überlegungen. Dabei geht es nicht 
unbedingt um Elternrechte und die El-
ternvorstellungen, sondern eigentlich um 
die Erziehungsverantwortung für Kinder 
unter dem Aspekt des „Kinderrechtes auf 
Bildung“. Diese Themen wären immer im 
Lichte des „Kindeswohles“ zu betrachten. 

Die Behandlung dieser Abgrenzungsfrage 
würde aber den Rahmen dieses Artikels 
sprengen und wird nur kurz unter Punkt 
5 angeschnitten. 

5. Der schulische Alltag und seine 
„Schnittstelle“ zu den Grundrechten 
Es ist sofort erkennbar, dass der oben dar-
gestellte Auftrag der (staatlichen) Schule 
leicht in ein Spannungsfeld zu den eben-
so angerissenen Grundrechten, d.h. den 
verfassungsgesetzlich gewährleisteten 
Rechten, den Bestimmungen der EMRK 
und der Charter der Grundrechte (GRC) 
der Europäischen Union kommen kann. 
Nachstehend einige konkrete Überlegun-
gen zu Situationen aus dem schulischen 
Alltag, aus denen der Zusammenhang 
zwischen der „Schule“ und den Grund-
rechten gut herausgearbeitet werden 
kann.
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Der erwähnte Aspekt der Erziehung steht 
neben Art. 14 GRC und Art. 7 GRC auch 
in einem starken inhaltlichen Zusammen-
hang mit Art. 8 EMRK und dem Recht auf 
Achtung des Privat- und Familienlebens 
und dem Recht auf Glaubens- und Ge-
wissensfreiheit einschließlich der Frei-
heit der Religionsausübung (Art. 14 und 
16 StGG, Art. 9 EMRK). Die EMRK sieht 
dabei in seinem 1. Zusatzprotokoll vor, 
dass „der Staat hat bei Ausübung der von 
ihm auf dem Gebiete der Erziehung und 
des Unterrichts übernommenen Aufga-
ben das Recht der Eltern zu achten und 
die Erziehung und den Unterricht ent-
sprechend ihren eigenen religiösen und 
weltanschaulichen Überzeugungen si-
cherzustellen hat.“ Dort wo staatliche 
Lehrplaninhalte und Lehrziele, die als 
Ausfluss der verfassungsgesetzlichen 
Ziele und Aufgaben der Schule gesehen 
werden können, mit religiösen oder welt-
anschaulichen Inhalten eine gemeinsame 
thematische Schnittmenge aufweisen, 
stellt sich die diffizile Abgrenzungsfrage 
zwischen den verbrieften Freiheitsrechten 
(d.h. die Beschränkung staatlicher Ein-
griffskompetenzen) und die formulierten 

Staatszielbestimmungen für die staatli-
chen „Leistungen und Leistungsinhalte“ 
in der Schule. 

Auch bei der immer wieder aufkom-
menden Frage, inwieweit der Regelung 
des „Handygebrauches“ an einer Schule 
mit dem Recht auf Unverletzlichkeit des 
Eigentums (Art. 5 StGG, Art. 1 1. ZPEM-
RK) in Konflikt geraten könnte, sind die 
Beurteilungen unter dem Aspekt der 
Verhältnismäßigkeit zu sehen. Dazu ist 
zu berücksichtigen, dass bei einer „Han-
dygebrauchsregelung“ an Schulen kein 
dauerhafter Eigentumsentzug (d.h. eine 
Enteignung) erfolgt, sondern eine Nut-
zungs- und Eigentumsbeschränkung vor-
genommen wird. Deren Zulässigkeit ist 
nach den Gesetzesvorbehalten (z.B. „Die 
vorstehenden Bestimmungen (Art. 1 1. 
ZPEMRK 1. Satz) beeinträchtigen jedoch 
in keiner Weise das Recht des Staates, 
diejenigen Gesetze anzuwenden, die er 
für die Regelung der Benutzung des Ei-
gentums in Übereinstimmung mit dem 
Allgemeininteresse […] für erforderlich 
hält.“) zu beantworten. Bietet dazu § 
43 Schulunterrichtsgesetz, der bei den 

„Pflichten der Schülerinnen und Schüler 
vorsieht, dass diese durch ihre Mitarbeit 
und ihre Einordnung in die Gemeinschaft 
der Klasse und der Schule an der Erfül-
lung der Aufgabe der österreichischen 
Schule (§ 2 des Schulorganisationsgeset-
zes) mitzuwirken […] haben“, eine taug-
liche Grundlage, generell die Abgabe von 
Mobiltelefonen beim Betreten der Schu-
le vorzusehen, oder ist dies nur auf Ba-
sis einer gremialen Beschlussfassung der 
Schulpartner möglich?

6. Gedanken zum Abschluss:
Aus den vorstehenden Ausführungen geht 
sehr gut hervor, dass Schule und allei-
ne über Schule zu reden, verschiedene 
(rechtliche) Meinungen, Ausgangspunkte 
und weitere Themenfelder eröffnet und 
Diskussionen und Diskurse aufzeigt, zu-
lässt und auch ermöglichen soll. Genau 
dieser Dialog und konstruktive Umgang 
mit den unterschiedlichen Standpunkten 
und Positionen in einem differenzierten 
Bildungs- und Schulwesen erscheint der 
Grundintention der anfangs erwähnten 
Staatszielbestimmung doch sehr gut zu 
entsprechen.
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